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für das Land Rheinland-Pfalz

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlossen:

Artikel 1

Das Brand- und Katastrophenschutzgesetz vom 2. November
1981 (GVBl. S. 247), zuletzt geändert durch § 117 des Ge set-
zes vom 19. Dezember 2014 (GVBl. S. 302), BS 213-50, wird
wie folgt geändert:

1. Dem § 9 wird folgender neue Absatz 7 angefügt:
„(7) Innerhalb der Feuerwehren können Alters- und Ehren -
abteilungen gebildet werden. Die Angehörigen der Alters-
und Ehrenabteilungen können mit Zustimmung des Bürger -
meisters, die jederzeit widerruflich ist, an Übungen teil-
nehmen und im Einzelfall zu Einsätzen herangezogen wer-
den, soweit sie die hierfür erforderlichen gesundheitlichen,
körperlichen und fachlichen Anforderungen erfüllen oder
durch angemessene Vorkehrungen ein entsprechender
Ausgleich erreicht werden kann. § 13 Abs. 1 bis 11 und
§ 30 Abs. 1 gelten entsprechend.“

2. § 10 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Sie können gleichzeitig aktives Mitglied anderer Feuer wehr -
einheiten sowie von Organisationen oder Einrichtungen
sein, die neben der Feuerwehr eingesetzt werden, wenn
zwischen den Aufgabenträgern und Hilfsorganisationen
abgestimmt wird, welcher Dienst im Konfliktfall vorgeht.“

3. § 12 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Die für den Feuerwehrdienst erforderliche grund-
sätzliche Eignung ist zu prüfen; Bewerber müssen vor
allem für die Übernahme des Ehrenamts persönlich ge -
eignet sein. Die für die vorgesehene Verwendung erfor-
derliche körperliche und geistige Eignung ist durch ein
ärztliches Attest nachzuweisen; Menschen mit körper-
lichen, seelischen oder geistigen Beeinträchtigungen dürfen
mit Zustimmung des Bürgermeisters in der Feuerwehr
mitwirken, wenn sie für die vorgesehene Tätigkeit ge -
eignet sind. Die ehrenamtlichen Feuerwehran gehöri gen
dürfen nur Einsatzdienst in Gefahrenbereichen leisten,
wenn sie hierzu fachlich und körperlich in der Lage
sind.“
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b) Nach Absatz 5 wird folgender neue Absatz 6 angefügt:
„(6) Der Bürgermeister oder ein Beauftragter kann einen
ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen auf Antrag ins-
besondere aus beruflichen, gesundheitlichen oder fami-
liären Gründen vorübergehend von seinen Dienst pflich -
ten nach § 13 Abs. 1 Satz 2 entbinden.“

4. § 13 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen dürfen
durch ihren Dienst in der Feuerwehr keine unzumut-
baren Nachteile, insbesondere keine Nachteile im Ar -
beits- oder Dienstverhältnis sowie in der Sozial- und
Arbeitslosenversicherung, erleiden; § 18 a Abs. 2 GemO
gilt entsprechend. Während der Dauer der Teilnahme
an Einsätzen, Übungen, Lehrgängen oder sonstigen Ver -
anstaltungen der Feuerwehr auf Anforderung der Ge -
meinde, bei Einsätzen auch während der zur Wieder -
herstellung der Arbeitsfähigkeit notwendigen Zeit, ent-
fällt für die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen
die Pflicht zur Arbeitsleistung. Die Arbeitgeber sind
verpflichtet, für diesen Zeitraum Arbeitsentgelte einschließ -
lich aller Nebenleistungen, Zulagen und Arbeitgeber -
beiträge zur Sozialversicherung und zur Bundesagentur
für Arbeit sowie aller freiwilligen Arbeitgeberleistun gen
einschließlich anteiliger Gewinnbeteiligungen, sonstiger
Gratifikationen und Beiträgen für eine betriebliche Alters -
versorgung fortzugewähren, die ohne die Ausfallzeiten
üblicherweise erzielt worden wären. Privaten Arbeit -
gebern werden die aufgrund gesetzlicher oder vertrag -
licher Verpflichtung sowie freiwillig gezahlte Beträge
auf Antrag durch die Gemeinde ersetzt; öffentliche
Arbeitgeber haben keinen Erstattungsanspruch. Satz 4
gilt entsprechend für Leistungen nach dem Entgeltfort -
zahlungsgesetz vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1014 -1065- )
in der jeweils geltenden Fassung und andere Leistungen
im Sinne des Satzes 3, wenn die Arbeitsunfähig keit auf
den Dienst in der Feuerwehr zurückzuführen ist. An -
träge nach Satz 4 und 5 sind innerhalb von sechs Mo -
naten nach Beendigung der Freistellung zu stellen; bei
einer über sechs Monate hinaus andauernden Arbeits -
unfähigkeit ist der Antrag unverzüglich nach Beendi -
gung der Arbeitsunfähigkeit zu stellen. Kann der ehren-
amtliche Feuerwehrangehörige als Arbeitnehmer auf-
grund gesetzlicher Vorschriften von einem Dritten Scha -
densersatz wegen des Verdienstausfalls beanspruchen,
der ihm durch die Arbeitsunfähigkeit entstanden ist, ist
die Gemeinde zur Erstattung nach Satz 4 und 5 nur ver-
pflichtet, wenn ihr der Arbeitgeber diesen Anspruch in
demselben Umfang abtritt, in dem er kraft Gesetzes
oder Vertrages auf ihn übergegangen oder von dem
Arbeitnehmer an ihn abzutreten ist; der Forderungs -
übergang kann nicht zum Nachteil des Arbeitnehmers
geltend gemacht werden.“

b) Folgender neue Absatz 3 wird eingefügt:
„(3) Entstehen dem ehrenamtlichen Feuerwehrange hö -
rigen wegen der Ausfallzeiten Nachteile, die der Arbei t -
geber nicht ausgleichen kann, insbesondere beim Wegfall
der Steuerfreiheit der Zuschläge für Sonntags-, Feiertags-
oder Nachtarbeit, hat die Gemeinde auf Antrag die
glaubhaft gemachten Ausfallbeträge zu ersetzen. Ehren -
amtlichen Feuer wehrangehörigen, denen durch den
Dienst in der Feuerwehr Leistungen der Bundesagentur
für Arbeit oder anderer Versicherungsträger, Sozial hilfe
oder sonstige Unter stützung oder Bezüge aus öffentlichen

Mitteln entgehen, hat die Gemeinde auf Antrag die
glaubhaft gemachten Ausfallbeträge zu ersetzen.“

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und erhält in
Satz 3 folgende Fassung:
„Beträgt die Dauer der notwendigen Abwesenheit keinen
ganzen Arbeitstag, wird die durch den Feuerwehr dienst
verursachte Ausfallzeit auch während der Gleitzeit bis
zur Höchstgrenze der auf diesen Tag entfallenden durch -
schnittlichen Arbeitszeit angerechnet, wenn der Feuer -
wehrangehörige glaubhaft macht, dass er zu dieser Zeit
ohne den Feuerwehreinsatz gearbeitet hätte.“

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und erhält folgende
Fassung:
„(5) Die Absätze 2 bis 4 gelten für Beamte entsprechend.
Abweichend von Absatz 2 Satz 2 haben Arbeitnehmer
und Beamte, die Aufgaben der unmittelbaren Gefah ren -
abwehr wahrnehmen, insbesondere hauptamtlich oder
hauptberuflich tätige Angehörige von Berufs- oder Werk -
feuerwehren, Polizeivollzugsbeamte, Justizvollzugs be -
dienstete und Beschäftigte im Rettungsdienst nur inso-
weit einen Freistellungsanspruch, als nicht die Erfül lung
dringender hauptamtlicher oder hauptberuflicher Pflichten
vorrangig ist. Die Gemeinde hat vor der Teilnahme sol-
cher Personen an Übungen, Lehrgängen oder sonstigen
Veranstaltungen der Feuerwehr das Einvernehmen mit
dem Arbeitgeber oder Dienstherrn herbeizuführen, das
nur versagt werden darf, wenn dringende dienstliche
Gründe entgegenstehen; eine grund sätzliche Unter sa gung
der Teilnahme an Übungen, Lehrgängen und anderen
Veranstaltungen der Feuerwehr ist nicht zulässig.“

e) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden Absätze 6
und 7.

f) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8 und erhält folgende
Fassung:
„(8) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen haben
Anspruch auf Ersatz ihrer notwendigen Auslagen. Ehren -
amtliche Feuerwehrangehörige, die ständig zu besonde-
ren Dienstleistungen herangezogen werden, haben an -
stelle eines Auslagenersatzes nach Satz 1 Anspruch auf
angemessene Aufwandsentschädigung. Satz 2 gilt für
die Heranziehung zu Einsätzen, bei denen aufgrund des
§ 36 Kostenersatz geleistet worden ist, und für die He -
ranziehung zu Sicherheitswachen aufgrund des § 33
oder anderer Vorschriften entsprechend; für die Heran -
ziehung zu anderen Einsätzen kann die Gemeinde eine
Aufwandsentschädigung gewähren. Nachgewiesene Kos -
ten für die Betreuung von Kindern oder pflegebedürfti-
gen Angehörigen werden auf Antrag ersetzt, sofern
eine entgeltliche Betreuung während der durch den Feuer -
wehrdienst bedingten Abwesenheit vom Haushalt oder
während einer Arbeitsunfähigkeit infolge einer Krank -
heit, die durch den Feuerwehrdienst verursacht wurde,
erforderlich ist; Betreuungskosten werden nicht für
Zeiträume ersetzt, in denen nach den Absätzen 2, 5 und 7
Arbeitsentgelte oder Dienstbezüge fortgezahlt oder Ver -
dienst ausfall ersetzt werden. Ehrenamtliche Feuerwehr -
an gehörige, die während des Erholungsurlaubs Lehr -
gänge von mehr als einem Tag Dauer insbesondere an
der Feuerwehr- und Katastrophenschutzschule oder an
vergleichbaren Einrichtungen besuchen oder hierfür
Erholungsurlaub oder Freizeitausgleich von mehr als
einem Arbeitstag in Anspruch nehmen, haben An spruch
auf angemessene Aufwandsentschädigung, die sich am
glaubhaft gemachten durchschnittlichen Entgelt oder
sonstigen Einkommen der letzten drei Monate vor dem
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Erholungsurlaub oder Freizeitausgleich orientieren kann,
wenn in der Hauptsatzung nichts anderes geregelt ist;
das Gleiche gilt, wenn glaubhaft gemacht wird, dass eine
andere Person zur Betreuung von Kindern eines Feuer -
wehrangehörigen Erholungsurlaub oder Freizeitaus gleich
in Anspruch genommen hat. Die Gemeinde kann den
ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen weitere Ver -
güns tigungen gewäh ren, insbesondere bei der Nutzung
kommunaler Einrichtungen im Rahmen einer Ehren -
amtskarte; § 94 Abs. 2 der Gemeindeordnung findet
keine Anwendung. Das Nähere, insbesondere die Höhe
der Aufwandsentschädigung, bestimmt die Haupt sat -
zung.“

g) Der bisherige Absatz 8 wird Absatz 9 und erhält folgende
Fassung:
„(9) Die Gemeinden sind verpflichtet,
1. den ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen Dienst -

kleidung unentgeltlich zur Verfügung zu stellen;
§ 116 LBG gilt entsprechend,

2. die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen über die
gesetzliche Unfallversicherung hinaus zusätzlich gegen
Dienstunfälle zu versichern; diese Versicherung muss
sich auch auf Feuerwehrangehörige erstrecken, die
nicht Arbeitnehmer sind,

3. den ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen Sach schä -
den einschließlich verlorener Gegenstände mit Aus -
nahme von Wertgegenständen, insbesondere Schmuck
und besonders wertvolle Uhren, zu ersetzen, die in
Ausübung des Dienstes einschließlich der Wege vom
und zum Dienst ohne Vorsatz und grobe Fahr -
lässigkeit entstanden sind, soweit nicht Dritte Ersatz
leisten oder auf andere Weise von Dritten Ersatz
geleistet werden kann; Leistungen nach § 13 des
Siebten Buches Sozialgesetzbuch – Gesetzliche Un -
fallversicherung – (Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Au -
gust 1996, BGBl. I S. 1254) in der jeweils geltenden
Fassung gehen diesem Anspruch vor.“

h) Es werden folgende neue Absätze 10 und 11 eingefügt:
„(10) Für die Haftung bei schuldhafter Verletzung der
Dienstpflichten finden im Übrigen die Bestimmungen
des Beamtenstatusgesetzes und des Landesbeamten ge -
setzes in der jeweils geltenden Fassung entsprechende
Anwendung; ehrenamtliche Feuerwehrangehörige haben
dem Aufgabenträger, für den sie tätig wurden, nur dann
den aus einer Pflichtverletzung entstandenen Schaden
zu ersetzen, wenn sie vorsätzlich die ihnen obliegenden
Pflichten verletzen. Für alle ehrenamtlichen Funktions -
träger gilt § 49 LBG entsprechend.

(11) Die ehrenamtlichen Feuerwehrangehörigen wer-
den unentgeltlich ausgebildet. Verursacht eine Aus bil -
dung, insbesondere zum Erwerb einer Fahrerlaubnis,
der Gemeinde besondere Kosten und kann die hierdurch
vermittelte Erlaubnis auch außerhalb des Feuerwehr -
diens tes verwendet werden, kann die Gemeinde mit dem
Feuer wehrangehörigen vereinbaren, dass die Ausbil -
dungs kosten anteilig zu erstatten sind, wenn der Feuer -
wehrangehörige nach Abschluss der Ausbildung nicht
mindestens fünf Jahre bei dieser Feuerwehr oder einer
anderen Feuerwehr Einsatzdienst leistet.“

i) Der bisherige Absatz 9 wird Absatz 12.

5. § 36 wird wie folgt neu gefasst:

„§ 36
Kostenersatz

(1) Die Aufgabenträger können durch Leistungsbescheid
Kostenersatz für die ihnen durch die Einsatzmaßnahmen

entstandenen Kosten geltend machen, wobei § 94 Abs. 2
der Gemeindeordnung keine Anwendung findet:
1. von dem Verursacher, wenn er die Gefahr oder den

Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt
hat,

2. von dem Fahrzeughalter, Eigentümer, Besitzer oder
sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder
der Schaden beim Betrieb von Kraftfahrzeugen, An hän -
gerfahrzeugen, Sattelaufliegern einschließlich der auf
einem Fahrzeug verlasteten Großraumbehälter, Schienen-,
Luft- oder Wasserfahrzeugen entstanden ist; dies gilt
auch, wenn die Alarmierung über ein automatisches
Notrufsystem erfolgte, selbst wenn kein Einsatz der
Feuerwehr oder einer anderen Hilfsorganisation erfor-
derlich wurde,

3. von Unternehmen, wenn die Kosten der Abwehr von
Gefahren nach § 1 Abs. 1 dienten, soweit es sich dabei
um besondere Gefahren insbesondere bei kerntechni-
schen Anlagen oder Betrieben im Sinne des § 5 a Abs. 1
Satz 1 handelt, die bei Betriebsstörungen und Un -
glücks fällen für Menschen oder Sachen in der Um -
gebung entstehen können, insbesondere großräumige
Warnmaßnahmen außerhalb des Betriebs oder Evakuie -
rungs maßnahmen erforderlich machen,

4. von Unternehmen für den Einsatz von Sonderlösch- und
Sondereinsatzmitteln, für die verbrauchte Messaus -
stat tung, für verbrauchte oder beschädigte persönliche
Schutz ausrüstung sowie unbeschadet anderer Rechts vor -
schriften für die Entsorgung kontaminierten Lösch -
wassers sowie die durch kontaminiertes Löschwasser
verursachten Folgeschäden bei Bränden oder anderen
Gefahren in Industrie- oder Gewerbebetrieben oder in
deren Umgebung; eine Kostenpflicht besteht nicht bei
Bränden oder anderen Gefahren in Bürogebäuden und
ähnlichen Räumen, die insbesondere außerhalb der Pro -
duktions- oder Lagerungsbereiche gelegen sind und von
denen keine besonderen Gefahren ausgehen,

5. von Unternehmen, Lagerern und Transporteuren, wenn
die Gefahr oder der Schaden beim Umgang mit Ge fahr -
stoffen, Explosivstoffen oder wassergefährdenden Stoffen
für gewerbliche oder militärische Zwecke einschließlich
der Lagerung und des Transports entstan den ist, beim
Umgang mit Explosivstoffen von jedermann,

6. von dem Eigentümer, Besitzer oder sonstigen Nut zungs -
berechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim
Betrieb einer Ölfeuerungs- oder Öltankanlage entstan-
den ist, soweit es sich nicht um Brände handelt,

7. von demjenigen, der wider besseres Wissen oder in grob
fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen die Feuerwehr
oder andere Hilfsorganisationen alarmiert,

8. von dem Eigentümer, Besitzer oder Betreiber einer
Brandmeldeanlage, wenn diese einen Falschalarm aus-
löst,

9. von den Sanitätsorganisationen, einer anderen im Ret -
tungsdienst tätigen Einrichtung oder einem Unter neh -
mer, der Notfall- oder Krankentransport betreibt, wenn
diese die Feuerwehr zur Unterstützung bei rettungs-
dienstlichen Aufgaben anfordern.

(2) Die Aufgabenträger können von Unternehmen auch
Ersatz der Kosten insbesondere für 
1. Ausrüstungsgegenstände, 
2. Sirenen, andere Warnanlagen und -systeme, 
3. Kommunikationssysteme und Informationstechnik, 
4. Medikamente, besonders Kaliumiodidtabletten zur Jod -

blockade, und 
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5. Übungen 
verlangen, die zur Gewährleistung vorbeugender und ab -
wehrender Maßnahmen gegen Gefahren nach § 1 Abs. 1
erforderlich sind, soweit es sich dabei um besondere Ge fah -
ren vor allem bei kerntechnischen Anlagen oder Betrieben
im Sinne des § 5 a handelt, die bei Betriebsstörungen und
Unglücks fällen für Menschen oder Sachen in der Umge bung
entstehen können, insbesondere großräumige Warnmaß -
nahmen außerhalb des Betriebs oder Evakuierungsmaß -
nahmen erforderlich machen können.

(3) Eine Kostenpflicht nach Absatz 1 und 2 besteht auch,
wenn die Gefahr in einem anderen Land der Bundes -
republik Deutschland entsteht oder entstehen kann und
Maßnahmen des Brand- und Katastrophenschutzes auf dem
Gebiet des Landes Rheinland-Pfalz erforderlich macht oder
machen kann.

(4) Mehrere zum Kostenersatz Verpflichtete schulden als
Gesamtschuldner. §§ 421 bis 423 und 426 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs finden mit der Maßgabe entsprechende An -
wendung, dass im Verhältnis zwischen den Gesamt schuld -
nern ein wegen Verschuldens Kostenpflichtiger vor einem
aus Gefährdungshaftung Kostenpflichtigen verpflichtet ist. 

(5) § 3 Abs. 2 Satz 1, auch in Verbindung mit § 4 Abs. 3
und § 5 Abs. 2, findet hinsichtlich der Geltendmachung
des Kostenersatzes keine Anwendung. Wird ein Aufgaben -
träger nach § 2 Abs. 1 in einem anderen Zuständigkeits -
bereich oder werden mehrere Aufgabenträger tätig, kann
der für die Einsatzmaßnahmen örtlich zuständige Auf gaben -
träger des Brandschutzes und der Allgemeinen Hilfe im
Einvernehmen mit den anderen Aufgabenträgern auch Er -
satz der diesen Aufgabenträgern entstandenen Kosten ver-
langen. Soweit die anderen Aufgabenträger Satzungen nach
Absatz 6 erlassen haben, können diese bezüglich ihrer
Kosten auch außerhalb des örtlichen Zuständigkeits be reichs
dieser Aufgabenträger angewendet werden. Die vereinnahm -
ten Beträge sind an die anderen Aufgabenträger anteilig
abzuführen, soweit sich aus einer Vereinbarung zwischen
den Aufgabenträgern nichts anderes ergibt. Gerichtliche
und außergerichtliche Kosten sind anteilig zwischen den
Aufgabenträgern aufzuteilen.

(6) Die kommunalen Aufgabenträger können den Kosten -
ersatz durch Satzung regeln und hierbei Pauschalbeträge
festsetzen. Dies gilt auch in den Fällen des § 3 Abs. 2
Satz 1, des § 4 Abs. 3 und des § 5 Abs. 2. Das Kom -
munalabgabengesetz (KAG) vom 20. Juni 1995 (GVBl. S. 175,
BS 610-10) in der jeweils geltenden Fassung findet entspre-
chende Anwendung, soweit sich aus den Absätzen 7 und 8
nichts anderes ergibt. 

(7) Der Kostenersatz darf höchstens so bemessen werden,
dass die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ins-
gesamt ansatzfähigen Kosten gedeckt werden. Für die Kos -
tenrechnung sowie für die Berechnung der Verzinsung
und der Abschreibungen gilt § 8 KAG mit der Maßgabe
entsprechend, dass die Pauschalierung aufgrund einer spar-
samen und wirtschaftlichen Betriebsführung unter Berück -
sichtigung einer auf die nächsten zwei Jahre gerichteten
prognostischen Kostenbetrachtung erfolgt. Zu den Kosten
gehören auch
1. die angemessene Verzinsung des gesamten aufgewand-

ten Anlagenkapitals für Feuerwehrhäuser, Feuerwehr -
fahrzeuge und -geräte einschließlich der erhaltenen Zu -
wendungen,

2. angemessene Abschreibungen, die nach den An schaf -
fungs- und Herstellungswerten zu bemessen sind,

3. Verwaltungskosten einschließlich eines Gemeinkosten -
zuschlags,

4. sonstige Vorhaltekosten, insbesondere für feuerwehr-
bezogene bauliche Anlagen und sonstige Einrichtungen
sowie für die Ausbildung der Einsatzkräfte.

(8) Bei der Pauschalierung ist Folgendes zu beachten:
1. Die Vorhaltekosten für Feuerwehrhäuser, -fahrzeuge und

-geräte können auf der Grundlage der im gewerblichen
Bereich üblichen Nutzungszeiten berechnet werden. 

2. Die Vorhaltekosten für Gebäude und Anlagen sind ein -
schließlich eines Zuschlags für Führungs- und Verwal -
tungsräume (insbesondere Feuerwehr-Einsatzzentrale,
Ausbildungsräume), Lager-, Werkstatt- und Servicebe -
reiche im Verhältnis zu den Stellflächen auf die Feuer -
wehrfahrzeuge umzulegen.

3. Die pauschalierten Personalkosten können auf der Grund -
lage insbesondere der vom Statistischen Bundesamt
festgestellten durchschnittlichen Bruttolohnbeträge von
Arbeitnehmern zuzüglich eines Zuschlags für Gemein -
kosten (insbesondere für Kosten der medizinischen Un -
tersuchung, Reisekostenvergütungen, Aus- und Fortbil -
dungs kosten, Dienst- und Schutzkleidung, Beiträge zur
gesetzlichen Unfallversicherung, Zusatzversicherung
nach § 13 Abs. 9 Nr. 2, Haftpflichtversicherung und
Rechtsschutzversicherung) berechnet werden, der 10 v. H.
des durchschnittlichen Bruttolohnbetrags nicht über-
steigen darf, sowie eines Zuschlags für die tatsächlich
gewährte Aufwandsentschädigung nach § 13 Abs. 8
Satz 3. Sollen in der Satzung darüber hinausgehende
Personalkosten festgelegt werden, sind die tatsächlichen,
auf das Personal bezogenen Einsatzkosten über einen
Zeitraum von mindestens zwei Jahren zu ermitteln; die
Ermittlung ist in Zeitabständen von höchstens fünf
Jahren zu wiederholen.

4. Kosten, die sich insbesondere wegen fehlender vorheri-
ger Berechenbarkeit nicht für eine Pauschalierung eignen,
insbesondere Kosten für den Einsatz von Hilfe leisten-
den Werkfeuerwehren, anderen Hilfsorganisationen oder
anderen Hilfe oder Amtshilfe leistenden Einrichtun gen,
Betrieben oder Organisationen, können neben den
Pauschalbeträgen geltend gemacht werden.

(9) Die Erhebung von Gebühren und Entgelten für andere
Dienstleistungen der Aufgabenträger, insbesondere Sicher -
heitswachen, und Leistungen, die über die in diesem Ge -
setz genannten Pflichtaufgaben der Selbstverwaltung hinaus -
gehen, insbesondere freiwillige Hilfeleistungen außerhalb
der Gefahrenabwehr, bleibt unberührt. Bei Amtshilfe-
leistungen richtet sich der Kostenersatz nach § 8 des Ver -
waltungsverfahrensgesetzes.

(10) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von
Gebühren oder Entgelten kann ganz oder teilweise abge-
sehen werden, soweit dies nach Lage des Einzelfalles eine
unbillige Härte wäre oder aufgrund öffentlichen Interesses
gerechtfertigt ist.

(11) Der Anspruch auf Kostenersatz unterliegt einer Fest -
setzungs- und Zahlungsverjährung von jeweils fünf Jahren.
Die Festsetzungsverjährung beginnt mit Ablauf des Jahres,
in dem der Anspruch entstanden ist. Die Zahlungs ver jäh -
rung beginnt mit Ablauf des Jahres, in dem der Anspruch
bestandskräftig wurde oder rechtskräftig festgestellt wurde.
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§ 20 Abs. 2 bis 6 des Landesgebührengesetzes vom 3. De -
zember 1974 (GVBl. S. 578, BS 2013-1) in der jeweils gel-
tenden Fassung findet entsprechend Anwendung.“

Artikel 2

Das Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.
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Mainz, den 8. März 2016
Die Ministerpräsidentin

Malu Dreyer




